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Bericht der Bundesregierung über den Bezug 
von Zeitungen und Zeitschriften aus der DDR 

Nach Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
25. Juni 1968 (BGBl. I S. 741 ff.) in Verbindung mit Artikel 1 des 
Gesetzes zur Änderung von Artikel 8 des Achten Strafrechts- 
änderungsgesetzes vom 31. März 1969 (BGBL I S. 269) findet 
§ 86 Absatz 1 StGB, der das Verbreiten von Propagandamitteln 
verfassungswidriger Organisationen unter Strafe stellt, bis 
zum Ablauf des 31. März 1971 keine Anwendung auf Zeitungen 
und Zeitschriften, die außerhalb des räumlichen Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes in ständiger, regelmäßiger Folge 
erscheinen und dort allgemein und öffentlich vertrieben wer- 
den, sofern diese in diesen Geltungsbereich im Postzeitungs- 
dienst oder durch den Handel gegen Entgelt eingeführt und 
darin vertrieben werden, über die Auswirkungen dieser Rege- 
lung hat die Bundesregierung gemäß einem Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 29. Mai 1968 (177. Sitzung der 
5. Wahlperiode) erstmals am 12. Februar 1969 - Drucksache 
V/3863 - berichtet. 

In seiner Sitzung vom 26. März 1969 (224, Sitzung der 5. Wahl- 
periode) hat der Deutsche Bundestag den Entschließungsantrag 
vom 26. März 1969 - Drucksache V/4044 - angenommen und die 
Bundesregierung beauftragt, dem Deutschen Bundestag jähr- 
lich über die Erfahrungen zu berichten, die aus der Regelung 
des Zeitungsbezugs gemacht wurden. Dieser Bericht wird hier- 
mit für das Jahr 1969 vorgelegt: 

I. 

Von der durch Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungs- 
gesetzes geschaffenen Möglichkeit, Zeitungen und Zeitschriften 
aus der DDR im Wege des Postzeitungsdienstes straffrei in den 
Geltungsbereich des Gesetzes einzuführen und darin zu ver- 
treiben, wurde auch im Berichtszeitraum kein Gebrauch ge- 
macht. Dies erklärt sich daraus, daß die Auslieferstellen in der 
DDR die für einen Antrag auf Zulassung zum Postzeitungs- 
dienst der Deutschen Bundespost notwendige Zusage auf Liefe- 
rung der entsprechenden Druckschriften nicht erteilt haben. 
Offenbar ist die DDR an der Lieferung von DDR-Zeitungen in 
das Bundesgebiet nicht interessiert, weil sie sich hiervon keinen 
besonderen propagandistischen Nutzen verspricht. 

Für das mangelnde Interesse der DDR spricht weiter auch, daß 
alle zwischenzeitlichen Bemühungen verschiedener Vertriebs- 
gesellschaften im Bundesgebiet und in Berlin (West), bei ihrem 
Vertragspartner in Ostberlin eine verstärkte Auslieferung poli- 
tischer Tageszeitungen zu erreichen, ohne Erfolg geblieben 
sind. Eine Begründung für die Ablehnung wurde nicht gegeben. 
Angesichts des geringen zur Verfügung gestellten Kontingents 
an DDR-Tageszeitungen war bisher eine Auslieferung dieser 
Zeitungen an den Zeitungshandel nicht möglich. 

Vollständige Unterlagen über die Lieferung politischer Tages- 
zeitungen aus der DDR auf dem Wege über den Handel sind 
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nur schwer zu beschaffen. Nach den Feststellungen des Bundes- 
ministeriums für innerdeutsche Beziehungen, die sich auf die 
Angaben einer bekannten Zeitungs- V ertriebsgesellschaft 
stützen, die offensichtlich die meisten Druckschriften aus der 
DDR einführt, ergibt sich, daß sich die Lieferung von politischen 
Tageszeitungen und Zeitschriften aus der DDR auf dem Wege 
über den Handel im Berichtszeitraum im Vergleich zum Vor- 
jahresbericht nur geringfügig geändert hat. Der Durchschnitt 
der Lieferungen lag nach diesen Unterlagen bei etwa 55 Titeln 
mit einer monatlichen Auflagenhöhe von durchschnittlich etwa 
5370 Exemplaren. Davon entfielen auf politische Tageszeitun- 
gen etwa 3000 und von diesen etwa 1700 Stück auf „Neues 
Deutschland". 

Die Frage, welches Interesse heute in der Bundesrepublik an 
politischen Zeitungen und Zeitschriften aus der DDR besteht, 
wurde im Berichtszeitraum mit Rücksicht darauf, daß die DDR 
offensichtlich gegenwärtig nicht bereit ist, die Ausfuhrquote zu 
erhöhen, nicht weiter untersucht. Mit Sicherheit kann jedoch 
angenommen werden, daß das Interesse erheblich über das von 
der DDR bereitgestellte Kontingent hinausgeht. Dies ergibt sich 
nicht zuletzt daraus, daß es offensichtlich - wie die Erfahrungen 
bei der Durchführung des Gesetzes zur Überwachung strafrecht- 
licher und anderer Verbringungsverbote vom 24. Mai 1961 
(BGBL I S. 607) zeigen - zahlreiche Personen im Bundesgebiet 
gibt, die sich in der DDR erscheinende Tageszeitungen als 
private Postsendungen schicken lassen. 

Hervorzuheben ist weiter, daß die vorgenommenen Überprü- 
fungen nicht den geringsten Anhaltspunkt dafür ergeben haben, 
daß in der DDR besondere Westausgaben gefertigt und in das 
Bundesgebiet eingeführt worden sind. 

Als Ergebnis der angestellten Ermittlungen ist somit festzu- 
stellen, daß die in Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungs- 
gesetzes getroffene Regelung auch im Berichtszeitraum nicht zu 
einer stärkeren Lieferung und größeren Verbreitung von poli- 
tischen Tageszeitungen und Zeitschriften der DDR geführt hat. 

II. 

Aus der mangelnden Lieferung politischer DDR-Zeitungen und 
Zeitschriften auf dem durch Artikel 8 des Achten Strafrechts- 
änderungsgesetzes zugelassenen Wege hat das Bundesverfas- 
sungsgericht in einer auf eine Verfassungsbeschwerde eines 
Bundesbürgers (der sich im Jahre 1964 von Bekannten Tages- 
zeitungen aus der DDR zu Informationszwecken per Post hatte 
schicken lassen) ergangenen Entscheidung vom 3. Oktober 
1969 (1. BvR 46/65) für den individuellen Bezug von Zeitungen 
und Zeitschriften aus der DDR Schlußfolgerungen gezogen. In 
der Entscheidung wird ausgeführt, daß hinsichtlich des Bezugs 
von Periodika auf dem einfachen Postwege jedenfalls so lange 
das Informationsrecht des einzelnen Bürgers aus Artikel 5 GG 
zu berücksichtigen ist, wie die DDR auf dem durch Artikel 8 des 
Achten Strafrechtsänderungsgesetzes freigegebenen Weg nicht 
mehr Zeitungen und Zeitschriften als bisher einführen läßt. 
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Damit hat das Bundesverfassungsgericht die Verfassungsmäßig- 
keit der in dem erwähnten Artikel 8 getroffenen Regelung 
nicht in Frage gestellt. 

Zur Zeit läßt sich noch nicht übersehen, wie sich die Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts in der Praxis der Behörden 
auswirken wird, die für die Durchführung des Gesetzes zur 
Überwachung strafrechtlicher und anderer Verbringungsver- 
bote vom 24. Mai 1961 (BGBl. I S. 607) zuständig sind. Diese 
Frage wird zur Zeit von den in Betracht kommenden Bundes- 
ressorts geprüft. Die Bundesregierung wird - soweit dies in 
ihrem Einflußbereich liegt - durch geeignete Maßnahmen 
sicherstellen, daß bei der Durchführung des Uberwachungs- 
gesetzes im Hinblick auf die privaten Postsendungen aus der 
DDR entsprechend der vorerwähnten Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts dem Informationsrecht des einzelnen 
Bürgers aus Artikel 5 GG Rechnung getragen wird. 
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